
Pressespiegel
06.09.2023



Inhalt

EWN
1 | Bund verkauft Nordstream-Röhren weiter
Nordkurier - Neubrandenburger Zeitung Stargard, 06.09.2023 3

2 | „Faktische Teilauflösung“ der Klimastiftung?
Schweriner Volkszeitung - Zeitung für die Landeshauptstadt, 06.09.2023 4

3 | Eine Milliarde Euro Förderung: Ministerin setzt auf Kernfusion
TAGESSPIEGEL, 06.09.2023 5



PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 06.09.2023

EW
NNordkurier - Neubrandenburger Zeitung Stargard | 06.09.2023 | S. 2

Auflage: 10.207 | Reichweite: 30.562

Andreas Becker

Bund verkauft Nordstream-Röhren weiter

Nach dem Aus der Pipeline waren die bereits gekauften Nordstream-Röhren nicht mehr notwendig.
Jetzt will Gascade damit LNG transportieren.
Schwerin. Dass auch und gerade in Kriegszeiten bi-
zarre Geschäfte und Deals abgewickelt werden, zeigt
sich jetzt wieder an der deutschen Ostseeküste. Da
bekämpft Deutschland mit Waffenlieferungen an die
Ukraine den Aggressor Russland und macht offenbar
gleichzeitig über Umwege Geschäfte mit dem Putin-
Regime.

Konkret: Im Frühjahr diesen Jahres kaufte das Bun-
deswirtschaftsministerium für den Bund tausende
Pipeline-Röhren mit einer Gesamtlänge von 42 Ki-
lometern. Die Röhren hatten monatelang Monaten
nutzlos im Hafen von Mukran auf Rügen gelegen. Ur-
sprünglich waren die Röhren für die zwar fertiggestell-
te, aber nachdemKriegsbeginn imFebruar 2022 nie in
Betrieb genommene Pipeline Nord Stream 2 vorgese-
hen gewesen.

Die Röhren waren quasi eine Altlast – die Nord Stream
2 AG hatte eine Mehrzahl an Röhren bauen las-
sen, da das mehrheitlich dem russischen Gazprom-
Konzern gehörende Unternehmen befürchtet hatte,
beim Nord-Stream-Bau einen Umweg um dänische
Hoheitsgewässer machen zu müssen – später aber
dann genehmigten die Dänen doch den direkten kür-
zeren Weg und tausende von Röhren waren plötzlich
über.

Nun gab das von Robert Habeck geführte Bundes-
wirtschaftsministerium bekannt, dass die Röhren an
die Firma Gascade verkauft worden sind. Gascade
betreibt die künftige Pipeline vom geplanten LNG-

Terminal im Hafen von Mukran zur Gasanlandestati-
on in Lubmin. Einen Teil des Pipeline-Baus haben die
zuständigen Landesbehördenmittlerweile genehmigt
– parallel läuft auf Rügen der Protest der Bevölkerung
gegen das LNG-Projekt unvermindert weiter.

Derweil wehrte sich das Bundeswirtschaftsministeri-
um gegen aufkommende Kritik, Minister Habeck habe
im Zusammenhangmit der Pipeline- und Terminalge-
nehmigung Umweltprüfungen in Frage gestellt. „Dies
stimmt ganz klar nicht. Bei keinen LNG Terminal“, so
eineSprecherin. DieUmweltüberprüfungenwürden in
der Zuständigkeit der Landesbehörden in MV liegen.

„Das LNG-Beschleunigungsgesetz (LNGG) gewährt
zeitlich befristete Möglichkeiten zur Verfahrensbe-
schleunigung und zwar nur für die im LNGG festgeleg-
ten Terminal-Projekte. Dabei handelt es sich wie ge-
sagt um eine Optionen für die Genehmigungsbehör-
de, es besteht keine Pflicht zur Verfahrensbeschleu-
nigung“, rechtfertigte sich das Ministerium in Berlin.
Die bestehenden „materiellen Zulassungsvorausset-
zungen“, insbesondere die umwelt- und naturschutz-
rechtlichen Standards und Vorgaben würden dabei
vollständig erhalten und nicht abgesenkt.

Darüber hinaus verweist das Habeck-Ministerium dar-
auf, dass die landseitigen LNG-Terminals nur dann
Bestand haben könnten, wenn sie von Anfang an
als Ammoniak- beziehungsweise Wasserstofftermi-
nals konzipiert würden.
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„Faktische Teilauflösung“ der Klimastiftung?

Kritik an Argumentation der Regierung

Schwerin. Die rot-rote Landesregierung will die Dis-
kussion über das vom Landtag geforderte Aus der Kli-
mastiftung beenden. Ein wesentlicher Punkt des Par-
lamentsauftrags vomMärz 2022 sei aus Sicht der Lan-
desregierung erfüllt, heißt es in einer Antwort auf ei-
ne Kleine Anfrage der Grünen-Landtagsabgeordneten
Constanze Oehlrich. Die Abwicklung des Geschäftsbe-
triebs zum Fertigbau der Gas-Pipeline Nord Stream 2
und die Streichung sämtlicher Bezüge zu Nord Sream
2 in der Satzung entsprächen einer „faktischen Teil-
auflösung“ der Stiftung. „Mit dieser umgesetzten fak-

tischen Teilauflösung ist nach Einschätzung der Lan-
desregierungeinwesentlicherPunktdes Landtagsauf-
trags umgesetzt worden.“

Das sieht Oehlrich anders. „Der einhellig getroffene
Landtagsbeschluss erstreckt sich ausdrücklich auch
auf die übrigen Zwecke der Stiftung. Die Landesregie-
rung wurde seinerzeit aufgefordert, darauf hinzuwir-
ken, dass die Klimastiftungnicht fortbesteht, erinnerte
sie. Die CDU sieht im ganzen Umgang mit der Klima-
stiftung eine „Schmierenkomödie“.
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Ralf Nestler

Eine Milliarde Euro Förderung: Ministerin setzt auf Kernfusion

Stromerzeugung mittels Kernfusion, also dem Ver-
schmelzen von Atomkernen, ist nach wie vor ein
Traum. Doch zuletzt gab es wichtige Fortschritte, die
auch die Bundesforschungsministerin Bettina Stark-
Watzinger (FDP) motivierten, die Option genauer an-
zuschauen – über den Versuchsreaktor „Iter“ hin-
aus, der in Südfrankreich gebaut wird und an dem
Deutschland über die EU beteiligt ist.

Mittlerweile gibt esmehrere Dutzend Start-ups, vor al-
lem in Nordamerika, die daran arbeiten. Im Dezem-
ber schließlich berichtete ein Team am Lawrence Li-
vermore National Laboratory in Kalifornien, es habe
aus einer Fusionsreaktionmehr Energie gewonnen als
durch Laser in die Kapsel „eingeschossen“ worden
war.

Bereits Anfang 2022 hatte das Bundesforschungsmi-
nisterium Expertenrunden gestartet, um die Chancen
der Kernfusion auszuloten. Im Mai wurde der Bericht
veröffentlicht, der mehr Engagement für die Techno-
logie empfiehlt. Am heutigen Dienstag hat nun die Mi-
nisterin Bettina Stark-Watzinger (FDP) ein neues För-
derprogramm zur Fusionsforschung vorgestellt.

Start-ups dürften sich freuen

Mit einem Volumen von 370 Millionen Euro bis 2028
verstärkt es die bereits laufenden Aktivitäten am Max-
Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP), am Karlsruher
Institut für Technologie (KIT) und am Forschungszen-
trum Jülich (FZJ). Somit wird laut Ministerium in den
nächsten fünf Jahren mehr als eine Milliarde Euro in
die Fusion investiert werden.

Dies soll ausdrücklich technologieoffen geschehen,
also nicht länger bevorzugt für die sogenannte Ma-
gnetfusion, die bei Iter verfolgt wird. Dies dürfte vor
allem die deutschen Start-ups „Focused Energy“ und
„Marvel Fusion“ freuen, die an der sogenannten Laser-
fusion arbeiten.

Ziel ist es, ein Fusionsökosystem mit der Industrie zu
schaffen, damit ein Fusionskraftwerk in Deutschland
schnellstmöglich Wirklichkeit wird, heißt es vom Mi-
nisterium. „Die Frage ist nicht mehr, ob die Fusion

kommt“, sagt dieMinisterin. „Die Frage ist vielmehr, ob
Deutschland dabei ist. Das ist mein Ziel.“

150 Millionen Grad Celsius

Der Beweis, dass die Kernfusion zuverlässig funktio-
niert und wirtschaftlich Strom erzeugt, steht weiter
aus. Die Anlagen müssen extreme Bedingungen er-
zeugen, damit die Atomkerne ihre gegenseitige Ab-
stoßung überwinden und verschmelzen, wodurch viel
Energie frei wird. Neben den erwähnten Laserpulsen
kann ein Fusionsplasma in einem Magnetfeld „einge-
sperrt“ und mit Mikrowellen auf 150 Millionen Grad
Celsius erhitzt werden. Das ist beimReaktor Iter vorge-
sehen,dernoch immeralsdasProjekt gilt, dasamwei-
testen auf demWeg zu einemKraftwerk ist. Stromwird
er nicht erzeugen, dafür ist später ein Pilotkraftwerk
namens „Demo“ vorgesehen, etwa in den 2050ern. Iter
soll zuerst zeigen, dass die Fusionstechnologie mach-
bar ist, und zwar im industriellen Maßstab.

Massive Verzögerungen

Doch das Vorhaben fiel wiederholt durchmassive Ver-
zögerungen und Kostensteigerungen auf. Auch jetzt
sind die Aussichten trüb. Der offizielle Zeitplan sah
lange den Betriebsbeginn für 2025 vor, bereits vor
zwei Jahren teilte der damalige Iter-Generaldirektor
Bernard Bigot mit, dass dies nicht mehr zu schaffen
sei. Die Verzögerungen werden unter anderem auf die
Pandemie und technische Probleme zurückgeführt.
So sind beispielsweise einige Hitzeschilde im Kern
der Anlage fehlerhaft bearbeitet worden und korro-
diert, zudemmüssen 23 Kilometer Rohrleitungen aus-
getauscht werden.

Entgegen früherer Ankündigungengibt es noch immer
keine aktualisierte Zeit- und Kostenschätzung, diese
wird nun für 2024 erwartet. Im Juni berichtete das Ma-
gazin „Scientific American“, dass der Aufbau um drei
Jahre hinter dem Zeitplan liegt. Es beruft sich auf in-
terne Dokumente, die jedoch älter sind – womöglich
hat sich der Verzug mittlerweile erhöht. Auch die Ge-
samtkosten, noch mit 20 Milliarden Euro angegeben,
dürften deutlich höher sein.
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Internationale Konkurrenz

Konkrete Zahlen muss nun der neue Generaldirek-
tor Pietro Barabaschi liefern. Fraglich, wie die 33 Län-
der darauf reagieren, die derzeit an Iter beteiligt sind:
die Staaten der EU, China, Indien, Südkorea, Japan,
Russland sowie die USA. Denn die Konkurrenzwächst.
Vor allem in Nordamerika und Großbritannien gibt es
etliche Fusionsprojekte, die viel Risikokapital gesam-
melt haben und Fortschrittemachen. Sie könnten Iter,
das mit den typischen Organisationsproblemen eines
multinationalen Großvorhabens zu kämpfen hat, ei-
nes Tages überholen.

Das Projekt zu stoppen oder neu zu starten, ist nach
Ansicht von Sibylle Günter keine Option. „Iter ist un-
verzichtbar auf unserem Weg zu einem Fusionskraft-
werk“, sagt die Wissenschaftliche Direktorin des IPP
in Garching, das zur Iter-Entwicklung beiträgt. Die An-
lage befinde sich bereits in einer sehr fortgeschritte-
nen Bauphase. „Dabei sind technische Probleme auf-
getreten, die lösbar sind. Sie werden aber vermutlich
zu weiteren Verzögerungen führen.“

DieswürdedenbisherigenPlan – Iter zumLaufenbrin-
gen und dann Demo bauen – noch weiter strecken.
Führende Fusionsexperten, darunter Günter, drängen
nun darauf, die Arbeiten an Demo vorzuziehen und zu
forcieren. „Mit dieser Abkürzung auf dem Weg zu ei-
nem kommerziellen Fusionskraftwerk können wir er-
reichen, dass die Verzögerungen bei Iter nicht unsere
gesamte Roadmap gefährden“, sagt sie.

Kooperationmit Russland

Dann gibt es noch die Beteiligung Russlands. Viele
Forschungskooperationen wurden nach dem Kriegs-
beginn in der Ukraine beendet. Auch Iter-intern wur-

de darüber diskutiert. Die Verträge sind jedoch so ge-
staltet, dass einzelne Mitglieder nicht herausgeworfen
werden können. Zumal RusslandwichtigeBauteile zu-
liefert, etwa einen 200 Tonnen schweren Ringmagne-
ten. Ein Bruchmit Russland würde das Projekt zeitlich
und finanziell extrem belasten.

Ähnliche Diskussionen werden um den Teilchenbe-
schleuniger „Fair“ geführt, der in Darmstadt gebaut
wird. Dort könnten sie zu einem anderen Ergebnis
führen. „Die Fair-Konvention als völkerrechtliches Ab-
kommen zwischen den Vertragsstaaten ist rechtlich
weiterhin gültig“, teilt die Fair GmbH auf Anfrage
mit. Mögliche rechtliche Anknüpfungspunkte für ei-
nen Ausschluss würden fortlaufend geprüft. Alle Kom-
ponenten könnten ohne russische Mitwirkung her-
gestellt werden: „Die stornierten Komponenten wer-
den imRahmen von Ersatzbeschaffungen vorwiegend
in Europa beschafft.“ Abhängigkeit von russischem
Knowhow besteht nicht.

WennAtomkerneverschmolzenwerden,wirdviel
Energie frei, die Fusionskraftwerke als Strom
nutzbar machen sollen.

Was ist ITER?

ITER (vomLateinischen „DerWeg“) ist eineKollabora-
tionvon35Nationen, die die Versuchsanlage in Süd-
frankreich so weit entwickeln wollen, dass sie als Vor-
bild für einen Demonstrationsreaktor für Kernfusi-
on dienen kann. In derMagnetfusionsanlage soll ein
Plasma erzeugt und aufrechterhalten werden, in dem
Wasserstoff- zu Heliumkernen verschmelzen. Die da-
bei frei werdende Energie soll als Strom nutzbar ge-
macht werden, sie hält aber auch das Plasma in sei-
nem energetischen Zustand.
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